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1 Anlage 
Wie seit einiger Zeit beobachtet wurde und unt er 

der deutschetaeRmigen B^voelkerung Kanadas starken Un-
willen erregte, wurde eine von der Canadian Broadcasting 
Corporation jeden Sonntag Nachmittag als 'Review of the 
News* gesendete Uebarsicht ueber die politischen Ereig-
nisse der Woche von den beiden einander abwechselnden 
3pr ehern, Professor H. h. Stewart aus Hallfax und Mr. 
0. V. Ferguson aua Winnipeg, dazu miesbraucht, in uebler 
Weise ge^en Deutschland Rtiamunp zu machen und zu hetzen. 

Die Canadian Broadcasting Corporation ist, wie 
aus der hiesigen Berichterstattung bekannt ist, eine 
staatlicher Aufsicht unterworfene staatliche O^sellschaft. 
Die staatliche Auß&cht ist Jedoch grundsaetzlich nur tech-
nischer Art, Nur "in case of actual or apprehended war, 
rebellion, riot or other emargeney* kann nach Artikel 3 
des Radiotelagraph Act dar Governor in Council Vorschriften 
ueber Zensur und Kontrolle der Rundfunksendungen erlassen; 
im uabrign liegt die Aufsicht ueber und die Verantwortung 
fuer die Programmgestaltung bei dar Corporation* Der 
leitende Grundsatz dar von ihr gemaese Artikel 22 des 
Broadcastin Act aufgestellten Vorschriften ist in einem 
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Vorsnruch dahin festgestellt, dass die Freiheit der Rede nioht 
beschraenkt werden soll; verboten ist, von einigen anderen, 
hier nioht erwaehnonswerten Verboten abgesehen, nur die Verbrei-
tung von "malicious, soandaloue or defamatory matter* und von 
'falee or mlsleading news*. 

Auch nach diesen Vorschriften war nach manchen in der 
"Review of the News* aufgestellten Behauptungen ein Protest-

durch 
schritt nicht voelllg auselehtslosr^BTnw neuere Entwicklung 
wurde er indessen In unvorhersehbarer Weis* erleichtert. 

Anfang Maerz d.J. naemlioh richtete Mr. 6. V. Ferguson, 
Hauptschriftleiter der "Wlnnipeg Free Press* und doktrinaerer 
Verfechter des Voelkerbundsgedankens, in einem seiner Rundfunk-
vortraege Im Rahmen der 'Review of the News" heftige Angriffe ge-
gen die Britische Regierung und insbesondere gegen den Sntschluss 
des Premierministers Nevllle Chamberlain, seinen Aussenmlnlster 
Kden zu entlassen. Die !elndsell;keit dieser Attacke verletzte 
viele Britisch-K&nadier In ihren Gefuehlen fuer das englische 
Mutterland und fuehrte am 9. Maerz d.J. im kanadischen Unterhaus 
zu einer Interpellation von konservativer Seite, in der ueber 
die Benutzung des Metzes der CAMADIAN BRADCASTINQ CORPORATION 
"zu aufreizender Propaganda gegen die Britische Regierung* Be-
schwerde gefuehrt wurde. 

In sein r Erwiderung verwies der Premierminister 
Mackenzie King zwar darauf, dass die Broadcastlng Corporation 
nach dem Rundfunkstatut irgend einem politischen oder sonstigen 
Druck von selten der Verwaltung entzogen sei; er lieas aber 
erkennen, dass er sich der Berechtigung des erhobenen Vorwurfs 
nicht verschllessen koenne, und versprach die Aufmerksamkeit der 
Broadcastlng Corporation auf die Angelegenheit zu lenken. 

Oestuetzt 
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Geatuetzt auf diese Vorgaenge im kanadischen Parlament 
suchte iah den Leiter des Rundfunks, Herrn (Hadatone Murray, 
auf und bat ihn um geeignete Schritte, um die Fortsetzung der in 
der Review of the News* betriebenen Verunglimpfung Deutschlands 
zu verhindern. 

Herr Murray gab, mit der Bitte um streng vertraulich* 
Behandlung der Angelegenheit, die Berechtigung der Beschwerde zu 
und versprach Abhilfe in der Form, dass in allernaechster Zeit 
neue Bestimmungen herausgegeben werden sollten, die es ermoeglich-
ten, die "Review of the News* auf eine objektive Tatsachen-Be-
richterstattung zu beschraenken. 

Dass solche Bestimmungen inzwischen erlassen worden sind, 
worueber eine oeffentliche Verlautbarung Jedoch nicht erfolgt ist, 
kann daraus geschlossen werden, dass die "Review of the Mewa" 
seither, soweit zu beobachten war, keinen Orund mehr zu Beanstan-
dungen gegeben hat, sondern, wie auch von der Presse festgestellt 
wurde, "objektiviert* worden ist. 

Welche Bedeutung die Kanadische Regierung einer wirksamen 
Abhilfe gegen die Stoerung ihrer internationalen Beziehungen durch 
innerkanadische Rundfunkpropaganda beimlaat, geht aus einer 8r-
klaerung hervor, die der Premierminister Mackenzie King nunmehr, 
am 10. Mai, auf eine erneute Interpellation im kanadischen Unterhaws 
abgegeben hat. Er bezeichnete darin den Radiokrieg in Europa als 
eine der Ursachen fu^r dia gegenwaertlgen Schwierigkeiten und 
Spannungen der Alten Welt und warnte seine Landaleute davor, sich 
hemmungslos das Recht der Kritik an den Parlamenten anderer Rpichs-
teile und an den Inneren Zuataenden anderer Staaten anzumaesen. 
Kr fuegte hinzu, daes die Zurueckhaltung bei der Diskussion aua-
waertiger Angelegenheiten, die sich das kanadlache Parlament in 
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den kritischen letzten Monaten freiwillig auferlegt habe, auch 
von der staatlich beaufsichtigten CANADIAM BR0A&CA3TING CORPORA-
TION erwartet werden muesse, und schlosa mit der Feststellung, dass 
sieh weitere Bemerkungen hierueber eruebrigten, da die Rundfunk-
gesellechaft bereits von sieh aus entschlossen sei, die wuenschens-

/ werte Zurueckhaltung zu ueben. Die Krklaerung MACKENXIH KING'e 
wird abschriftlich ia Auszug aus den "House of Commons Debates* 
von 10. aai 1933 Vol LXXIV î . Reite 297% zur gefaelligen 
Kenntnisnahme beigefuegt. 

Wie nicht anders zu erwarten war, ist diese Haltung 
Mackenzie Klng's nicht nur in der Presse, sondern auch in aus-
gedehnter parlamentarischer Debatte als Verletzung des demokra-
tischen Grundsatzes 3er Redefreiheit aufs heftigste angegriffen 
worden, auch aus den Reihen der eigenen Partei des Premiermini-
sters; er hat sich jedoch durch diese Angriffe nicht bewegen 
lassen, erneut das Wort zu der Angelegenheit zu nehmen und seine 
Haltung irgendwie zu aendem, 

gez. Windeis. 



Anlage zu J. Nr. 51? - HePtcht aus Ottawa vom 17. Mai 193g 

Auazug aua HOUSK OF COMMON DKHATK3 Vol.LXXlV. Ho.64 
VOM 10, hai 1933 -- Reite 2976 -

Mr. MACK NZÎ ' K:-;;: 
Th^se are very critloal ti^es, as all hon. membera of 

the house know, and aa th* Citizens of the country generally 
know. In ordinary tlmea we would not t ink of ctltieizin in 
this parliament the polieiea of a government or the proceedings 
of a parliament of another part of the British Empire. The 
polieiea of Great 8rlt*in, of Australla and Ne-* Zealand are 
their own polieiea, their own domestic affairs, and lt ia not 
for thia parliament to say whether Liberale or Conwervatives 
or the Labour party of Oreat Brltain are right or wron^ in 
what they are advocuting. 

3o far aa any policy relates to our own affairs, we are 
at perfeot liberty, of oourse, to diacuas aa fully as we pleaae 
the effect of government policy. What I am referring to at the 
moment is not whether, with reapect to aome particulär matter, 
a policy ia right or wrong. Kach country is free to diacuas 
in its own parliament any policy from the point of vie* of 
that country itself. I do not think, however, that one parliamet 
should become critlcal of the proceedings of another parliament 
in another part of the world, pprticularly in times llke these. 
What applies to debates in parliament ahould apply eiuaily to 
broadeaating under a ooMmlaaion which derives its authority and 
oowere from parliament. 

One of the great difficultiee in Rurope, & condition 
which make the Situation there ao impoaalble of aolution, ls 
the perpetual broadeaating by one country of its commenta upon 
the internal affair? of aome oth^r country. I think the British 
Government have very wiaely taken the vie? that while they wish 
to accord the greateat liberty poasible to broadeaating, lt is 
not proper elther in parliament or out of parliament for criti-
ciama to be made of the internal affairs of other countriea 
where thoae criticiams are llkely to prove embarzasain^ to the 
government and adminlatratlon of the day. I think lt is only 
right to aay What I have aaid; and poaaibly more is not necesaary 
at this time to enaure that by the eommiaaion itaelf a policy will 
be followed similar to that which all hon. membere of thia house 
seek to foilow in t eir dtacuaslons. 


